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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeifer, Dr. Riesenhuber, Dr. Probst, 
Gerstein, Dr. Stavenhagen, Gerlach (Obernau), Dr. Bugl, Engelsberger, 
Eymer (Lübeck), Dr. Hubrig, Maaß, Neuhaus, Prangenberg, Weirich und der 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 9/355 — 

Beratung des Berichts der Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepolitik" 
über den Stand der Arbeit und die Ergebnisse vom 27. Juni 1980 
— Drucksache 8/4341 — 

Der Bundesminister für Wirtschaft – III D 4 – 02 51 32/4 – und der 
Bundesminister für Forschung und Technologie – 311 – 5007 – 7 – 
haben mit Schreiben vom 8. Mai 1981 namens der Bundesregie-
rung die Kleine Anfrage gemeinsam wie folgt beantwortet: 

1. Inwieweit stehen nach Auffassung der Bundesregierung die ener-
giepolitischen Handlungsempfehlungen der Kommission im Ein-
klang mit den wirtschaftspolitischen Zielen der Bundesregierung 
insbesondere der zweiten Fortschreibung des Energieprogramms? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, sich die Handlungsempfehlungen zu 
eigen zu machen, und welche Maßnahmen beabsichtigt sie daraus 
abzuleiten und in eine verantwortungsvolle Energiepolitik umzu-
setzen? 

3. Hält die Bundesregierung die vorgeschlagenen vier Pfade zur Ener-
giebedarfsdeckung für gleichermaßen praktisch realisierbar und 
gangbar oder ist sie mit uns der Meinung, daß die Rückwirkungen 
unterschiedlicher Energiekosten und zu investierenden Kapitals auf 
die wirtschaftliche Situation nicht hinreichend geprüft wurden, um 
alle vier Pfade, insbesondere die Pfade „sehr starken" und „extre-
men" Energiesparens als gleichermaßen gangbar zu bezeichnen? 

4. Entspricht es der Meinung der Bundesregierung, der Verringerung 
der Importabhängigkeit vom Erdöl höchste Priorität einzuräumen? 
Falls ja, welche Schlußfolgerung zieht sie in dieser Hinsicht aus der 
Tatsache, daß in der „Öl-Minimum"-Variante des von der Mehrheit 
der Kernenergie-Kritiker in der Enquete-Kommission vorgeschlage-
nen Wege auf einen stetigen Ausbau der Kernenergie nicht verzich-
tet werden kann? 

5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei gleichem Wirt-
schaftswachstum, wie es bei den Pfaden zwei bis vier vorausgesetzt 
wird, so unterschiedliche Strukturänderungen in der Wirtschaft wie 
auch starke Unterschiede im Energiesparen überhaupt realisierbar 
sind oder ist sie mit uns der Meinung, daß starkes Energiesparen 
eine starke Umstrukturierung unserer Wirtschaft voraussetzt und 
damit hohe Investitionen, die — vor allem, wenn die Konsumquote 
konstant bleiben soll — nur aus dem Wachstum gewonnen werden 
können? 
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6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der Pfade 
„sehr starken" und „extremen" Energiesparens 
a) auf Lebenshaltung, Komfort, soziale Sicherheit der Bundes-

bürger, 
b) bezüglich der Gefährdung einer funktionsfähigen Wirtschaft 

durch planwirtschaftlichen Dirigismus, 
und ist sie mit uns der Auffassung, daß es eine Illusion ist zu 
glauben, so starkes Sparen sei unter Beibehaltung des jetzigen 
Lebensstandards möglich? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Minderheit der Korn-
mission, daß die Pfade „sehr starken" und „extremen" Energiespa-
rens soweit vom Energieprogramm der Bundesregierung abwei-
chen, daß sie nur informatorischen Wert haben? 

8. Die Kommission ist bei ihren Energiepfadrechnungen von einer 
Wohnbevölkerung von 57 bzw. 50 Mio. im Jahre 2000 bzw. 2030 
ausgegangen. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Annahme, und wie sieht 
diese Entwicklung im Vergleich zur aktuellen Familienpolitik der 
Bundesregierung aus? 

9. Der Bundesminister für Forschung und Technologie läßt z. Z. Ener-
gieszenarien im Hinblick auf die Vollbeschäftigung diskutieren, 
wobei die Szenarien, die eine wünschenswerte gute Situation auf-
zeigen, mit 3,3 v. H. Wirtschaftswachstum bis 1985 und gesteigerten 
Werten darüber hinaus sehr hohe Kapitaleinsätze benötigen. 

Kann die Bundesregierung sich deshalb auf eine Energiepolitik 
einlassen, die — wie die Pfade der Kommission — deutlich darunter-
liegende Wachstumsraten ermöglichen? 

10. Die Kommission hat eine Wirkungsgradverbesserung bei der Stro-
merzeugung aus Kohle um 4 v. H. Punkte (Neuinvestitionen) ange-
nommen. 

Welche Forschungs- und Entwicklungsförderprogramme (Mittel 
und Laufzeit) werden von der Bundesregierung in dieser Hinsicht 
unternommen, und mit welchen Realisierungschancen wird ge-
rechnet? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Kommission ange-
nommenen Verfügbarkeiten der Primärenergieträger insbesondere 
bei 01 und Erdgas? 

12. Plant die Bundesregierung eine weitere Aufstockung der Mittel zur 
Förderung von Energiesparmaßnahmen, wenn ja, in welcher Höhe? 

13. Welche Position bezieht die Bundesregierung angesichts der sich 
schneller zuspitzenden Energieversorgungskrise zu der Empfeh-
lung der Kommission erst im Jahre 1990 über den langfristigen 
großtechnischen Einsatz der Kernenergie zu entscheiden, insbeson-
dere in Anbetracht der langen Planungszeiträume, die zur Folge 
haben, daß die für 1990 relevanten Planungen bereits heute einge-
leitet werden müßten? 

14. Welche Entscheidungskriterien müssen nach Auffassung der Bun-
desregierung vorliegen, um für oder gegen die Weiterführung der 
Kernenergienutzung Entscheidungen treffen zu können? 

15. Die Kommission hat den Zubau von Kernkraftwerken nach Bedarf 
bis 1990 empfohlen. 

Welche Schritte der Verwirklichung dieser Empfehlung, insbeson-
dere zur zügigen Bearbeitung der anstehenden Genehmigungsver-
fahren plant die Bundesregierung konkret? 

16. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Tätigkeit der 
gewählten Vertreter in Bundestag und Landtagen sowie der Mit-
glieder der Bundesregierung und der Landesregierungen in den 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren die gesellschaftspoliti-
sche Relevanz und die Meinungen der verschiedenen Gruppen der 
Bevölkerung hinreichend und verfassungsgemäß in Betracht zieht 
oder bedarf es auch noch in technischen Gremien der Mitwirkung 
weiterer gesellschaftlicher Gruppen? 

17. Ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß die von der 
Mehrheit der Kommission empfohlene risikoorientierte Analyse zum 
SNR-300 durch ihren großen Umfang zu weiteren Verzögerungen 
und Behinderungen beim Projekt SNR-300 führen wird und damit 
die Gefahr vergrößert wird, daß die internationalen Vertragspartner 
wegen der nicht absehbaren Fertigstellung dieses Prototypreaktors 
die Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik Deutschland auf die- 
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sem Gebiet aufkündigen werden und daß dies eher ein Verzicht auf 
den Brüter als ein Offenhalten der Brüter-Nutzung bedeutet? 

18. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß für eine Prototypan-
lage wie den SNR-300, mit der erst Erfahrungen gesammelt werden 
sollen, ein Risikovergleich mit bestehenden Leichtwasserreaktoren 
sinnvoll ist? 

19. Sind nach Ansicht der Bundesregierung die bisherigen Prüfungen 
des Bethe-Tait-Störfalls unzureichend, welche Lücken sind erkannt, 
und welche Ergebnisse erwartet die Bundesregierung aus der aber-
maligen und unabhängigen Prüfung des Bethe-Tait-Störfalls? 

20. Zu zahlreichen von der Kommission aufgeschriebenen Fragestellun-
gen hat die Reaktorsicherheitskommission bereits zu früheren Zeit-
punkten Stellung genommen. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Reaktorsicherheitskommis-
sion und die Strahlenschutzkommission zu beauftragen, die Emp-
fehlungen der Kommission zu beraten und dazu Stellung zu neh-
men, und erwartet die Bundesregierung gegenüber den früheren 
abweichende Stellungnahmen? 

21. Die hessische Landesregierung hat ihre Bereitschaft bekundet, das 
Genehmigungsverfahren für eine kleinere Wiederaufarbeitungsan-
lage zügig voranzutreiben. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung der Mehrheit 
der Kommission, die Größe dieser Wiederaufarbeitungsanlage erst 
durch gutachterliche Untersuchungen festlegen zu lassen, und ist 
die Bundesregierung mit uns der Meinung, daß ein solches Vorge-
hen einen schweren Eingriff in das Genehmigungsverfahren dar-
stellen würde? 

22. Die Minderheit der Kommission hat gefordert, daß die technische 
und sicherheitstechnische Weiterentwicklung der Wiederaufarbei-
tung auf Grund der Beschlüsse der Regierungschefs von Bund und 
Ländern vom 29. Februar 1980 erfolgen soll. Dies wurde von der 
Mehrheit der Kommission abgelehnt. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Mehrheit der Korn-
mission vorgeschlagenen energiepolitischen Handlungsempfehlun-
gen zur Entsorgung von Kernkraftwerken und ist sie der Auffas-
sung, daß diese Empfehlungen auch das Entsorgungskonzept der 
Bundesregierung mit abdecken und mit ihm vereinbar sind? 

23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Mehrheit der Ko rn
-mission, daß die Option, den Ausstieg aus der Kernenergie offenzu-

halten, mit den Beschlüssen des Weltwirtschaftsgipfels in Venedig 
in Einklang zu bringen ist? 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, in den Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages zu Sachfragen, die der 
Bericht der Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepoli-
tik" aufwirft, und zu den Entwicklungen seit Abschluß der Arbei-
ten an diesem Bericht Auskünfte zu geben. Eine Beantwortung 
der detaillierten Fragen, wie sie in dieser Kleinen Anfrage gestellt 
werden, würde über die hier gewünschte Hilfestellung weit hin-
ausgehen. Eine derart umfassende Bewertung der energie- und 
forschungspolitischen Aussagen des Berichts, dessen Adressat der 
Deutsche Bundestag ist, hält die Bundesregierung weiterhin nicht 
für angezeigt, um dem gerade in Gang kommenden Beratungs-
prozeß in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages nicht 
vorzugreifen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Dritten Fortschreibung 
des Energieprogramms den Bericht der Enquete-Kommission 
„Zukünftige Kernenergiepolitik" und die zu erwartenden Emp-
fehlungen des Deutschen Bundestages berücksichtigen. 




